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Generalstreik legt Argentinien lahm
Gewerkschaften fordern Tarifverhandlungen ohne Obergrenze
Die Polizei steht vor brennende Reifen, die von Demonstranten bei einem Generalstreik aufgestellt wurden. (Foto: Saenz/dpa)
Buenos Aires (dpa/mc) - Ein Generalstreik hat Argentinien weitgehend lahmgelegt. Öffentliche Transportmittel standen am Montagmorgen still. Airlines hatten ihre Flüge gestrichen, auch Industrie und Handel ruhten größtenteils. Zu dem 24-stündigen Ausstand, der sich gegen die Wirtschaftspolitik von Präsident Mauricio Macri richtet, hatte der Gewerkschaftsdachverband CGT aufgerufen. Es war der dritte Generalstreik seit dem Beginn von Macris Amtszeit im Dezember 2015.
Die Gewerkschaften fordern unter Hinweis auf die hohe Inflation Tarifverhandlungen ohne die Vorgabe einer Obergrenze. Die Regierung will Gehaltserhöhungen von maximal 15 Prozent zugestehen, obwohl die jährliche Teuerungsrate Anfang Juni bei 26 Prozent lag.
Der Protest richtet sich auch gegen Sparmaßnahmen, die die Regierung mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) vereinbart hat. Argentinien wurde nach einer starken Abwertung der Landeswährung eine Finanzhilfe von bis zu 50 Milliarden Dollar gewährt. Im Gegenzug verpflichtete sich die Regierung, das Haushaltsdefizit schneller abzubauen und die Inflation in einer Bandbreite von 27 bis 32 Prozent zu begrenzen.
Die Gewerkschaften befürchten, dass die Etatkürzungen zu massiven Entlassungen in der Staatsverwaltung und zur Einstellung von öffentlichen Bauprojekten führen wird. Die CGT-Spitze wertete den Streik als Erfolg und freute sich bei ihrer Pressekonferenz über den „sehr hohen Beteiligungsgrad“. Juan Carlos Schmid, der zur CGT-Führungstroika gehört, folgerte daraus: „Die Regierung muss ihren Wirtschaftskurs korrigieren. Das aktuelle Wirtschaftsmodell hat das Land ins Unglück geführt“, so der Chef der Gewerkschaft der Wasserbauarbeiter.
Auch Schmids CGT-Vorstandskollege Héctor Daer forderte dringend eine Wende der Wirtschaftspolitik. Gegenwärtig würden sogar die Bonbons importiert, spitzte der Gewerkschaftschef der Arbeiter des Gesundheitswesens zu. Er forderte eine Neuaufnahme der Tarifverhandlungen und Nachbesserungen, um die inflationsbedingten Kaufkraftverluste auszugleichen.
Hugo Moyano erklärte, der Streik diene dazu, dass Macri „die Leute höre“. Der mächtige Chef der Lkw-Fahrergewerkschaft machte eine Verschlechterung gegenüber der Kirchner-Zeit aus: Damals hätten zumindest alle Menschen zu essen gehabt. Dies sei gegenwärtig nicht mehr der Fall, beklagte Moyano.
Die rhetorisch schärfsten Geschütze fuhr Rubén „Pollo“ Sobrero, der Vorsitzende der Eisenbahnergewerkschaft, auf. Er forderte, solange weiterzukämpfen, bis die Regierung gestürzt sei.
Die Staatsführung zeigte sich insgesamt wenig beeindruckt von den Maßnahmen. Kabinettschef Marcos Peña bezeichnete den Ausstand als „politischen Streik“ und machte peronistische Kräfte als Urheber aus. Präsident Mauricio Macri, der während der Amtszeit seiner Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner noch Verständnis für vergleichbare Arbeitskampfmaßnahmen zum Ausdruck gebracht hatte, äußerte sich nun abfällig. Der Streik führe zu gar nichts und trage nicht zur Verbesserung der Lage bei.
Finanzminister Nicolás Dujovne beklagte, dass der Generalstreik die Wirtschaft 28 Milliarden Peso koste. Die Regierung machte erneut deutlich, ihren Wirtschaftskurs nicht grundsätzlich ändern zu wollen. Gespräche mit der CGT-Spitze lehnt die Staatsführung ab. Stattdessen sollten gegebenenfalls die jeweiligen Tarifpartner miteinander in Verhandlungen treten.
Zu Zusammenstößen kam es an den wichtigsten Zugangsstraßen zur Hauptstadt, die linksgerichtete Demonstranten blockieren wollten. Dies gelang ihnen jedoch lediglich an der Pueyrredón-Brücke, wo der Verkehr am Vormittag vier Stunden lang nicht passieren konnten. Ansonsten hielten die eingesetzten Sicherheitskräfte die Zufahrt zur Hauptstadt frei. Die Straßenblockierer zogen später Richtung Innenstadt, wo die Linke am Obelisken eine Kundgebung gegen die Regierungspolitik abhielt.
Lahmgelegte Hauptstadt. Kein Verkehr beim Bahnhof Retiro. (Foto: Saenz/dpa)
Argentinien
Soziale Gerechtigkeit eingefordert
Katholische Kirche kritisiert Regierungspolitik scharf
Das Podium bei der „Sozialen Woche“ in Mar del Plata. (Foto: gba.gob.ar)
Buenos Aires (AT/mc) - Die Katholische Kirche hat von der Regierung eine gerechtere Sozialpolitik eingefordert. Bei der „Sozialen Woche“ in Mar del Plata sprach sich Monsignore Jorge Lugones für mehr „soziale Sensibilität“ aus. In Gegenwart von Sozialministerin Carolina Stanley und Provinzgouverneurin beklagte der Vorsitzende der bischöflichen Kommission für soziale Seelsorge zunehmende Armut, Mangelernährung, Entlassungen und fehlende Investitionen in soziale Einrichtungen.
Des Weiteren monierte der Geistliche, dass es in der Provinz Buenos Aires Kinder gebe, die in keine Schule gingen. Aus aktuellem Anlass bewertete Lugones Streik als ein legitimes Mittel. Es sei im Einklang mit der kirchlichen Sozialdoktrin, wenn eine Situation sozialer Ungerechtigkeit gegeben sei.
Bei der Veranstaltung, die unter dem Motto „Demokratie - Dienst an den Armen“ stand, erarbeiteten die Teilnehmer ein Dokument. Darin fordern sie, dass die Politik der Sozialkürzungen nicht auf Kosten der Ärmsten erfolgen dürfe. Stattdessen bedürfe es einer gerechteren Verteilung der Reichtümer des Landes.
In dem Appell heißt es: „Papst Franziskus ruft uns beharrlich dazu auf, Wege zu suchen, das Soziale zu fördern und Modelle zurückzuweisen, die Wirtschafts- oder Einzelinteressen voranstellen.“ Die Geistlichen beklagen eine Politik, bei der die „Würde des Menschen eine nebenrangige Sorge“ sei. Auch das Finanzsystem müsse ethischen Normen unterworfen sein, fordern die Bischöfe.
35 Jahre nach der Rückkehr des Landes zur Demokratie gelte es für die Politik, die Schuld einzulösen, die sie bei den Ärmsten habe. Besonders bei den Minderjährigen, die unter Plagen wie Kinderarmut, Ausbeutung, Vernachlässigung und Menschenhandel litten.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Schmidt-Liermann bei Röttgen
Cornelia Schmidt-Liermann und Norbert Röttgen. (Foto: privat)
Multilateralismus und wie man einen drohenden Handelskrieg mit den USA abwenden kann, das waren einige der Themen, die Cornelia Schmidt-Liermann (Pro) bei ihrem Besuch in Berlin mit Norbert Röttgen (CDU) besprach. Beide leiten in ihren Parlamenten den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten: Die deutschstämmige Schmidt-Liermann in der argentinischen Deputiertenkammer, Röttgen das entsprechende Gremium im deutschen Bundestag. Bei dem gemeinsamen Frühstück mit ihrem deutschen Amtskollegen dankte Schmidt-Liermann für die Unterstützung Deutschlands bei den kürzlich abgeschlossenen Verhandlungen Argentiniens mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) sowie bei Argentiniens Bemühungen um eine OECD-Mitgliedschaft. Schmidt-Liermann und Röttgen waren sich einig in der Einschätzung, dass das angestrebte Handelsabkommen zwischen EU und Mercosur eine historische Chance sei. Beide betonten die Wichtigkeit des Multilateralismus, das heißt die Überzeugung, in einer globalisierten Welt Aufgaben und Probleme kooperativ, gemeinsam und gleichberechtigt anzugehen und nicht auf nationale Alleingänge zu setzen. Schmidt-Liermann hatte einen Mate-Becher als Geschenk für Röttgen im Gepäck. Zugleich sprach sie eine Einladung für das parlamentarische Treffen im Rahmen der G20 aus, das am 1. und 2. November in Buenos Aires stattfindet.
Justizabkommen
Die argentinische und die brasilianische Justiz sind offenbar kurz davor, ein Abkommen zur Zusammenarbeit in der Korruptionsaffäre um den Baukonzern „Odebrecht“ zu schließen. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf Quellen innerhalb der Justiz. Konkret geht es um eine Kronzeugenregelung für Angeklagte in Brasilien. Diese sollen angeben, an welche ehemalige argentinischen Regierungsfunktionäre sie Schmiergelder in Höhe von insgesamt 35 Millionen Dollar gezahlt haben. Die argentinische Seite verpflichtet sich bei der geplanten Übereinkunft dazu, dass nichts von dem, was die Angeklagten in der Sache aussagen, gegen sie verwendet werden kann. Argentinische Richter und Staatsanwälte sollen die Möglichkeit haben, die Kronzeugen in Brasilien zu befragen. „Odebrecht“ hat selbst bereits eingeräumt, Schmiergelder für den Zuschlag von Bauprojekten in Argentinien gezahlt zu haben, unter anderem beim Tunnelbau für die Bahnlinie „Sarmiento“.
Einziehung von Vermögen
Das Gesetz zur Einziehung von Vermögen soll endlich realisiert werden. Das Projekt, das vor knapp zwei Jahren bereits in der Deputiertenkammer verabschiedet wurde, hängt derzeit noch im Senat fest. Nun ist wieder Bewegung in die Angelegenheit gekommen. So haben Sergio Massa, der Vorsitzende der Erneuerungsfront (FR), und Miguel Ángel Pichetto, der die Fraktion der Peronistischen Partei (PJ) im Oberhaus des Kongresses anführt, sich auf einen Kompromiss verständigt. Dieser sieht vor, dass bei Personen, die wegen Drogenhandels angeklagt sind, bereits während des Prozesses Besitztümer eingezogen werden können, sofern sie die Herkunft derselben nicht nachweisen können. Dies sah das Gesetzesprojekt, wie es in der Deputiertenkammer beschlossen wurde, zunächst auch im Fall für diejenigen vor, die wegen Korruption vor Gericht stehen. Doch dies soll nach dem Kompromiss zwischen Massa und Pichetto nun so aussehen, dass die Vermögenseinziehung erst dann erfolgt, wenn die betreffende Person rechtskräftig verurteilt ist. Unendlich viel Zeit, das Gesetz zu modifizieren und zu beschließen, hat der Senat nicht mehr. Die Frist läuft Ende des Jahres ab.
Abschiebung verlangt
Die argentinische Regierung hat von Russland die Abschiebung mehrerer Argentinier gefordert, die bei der 0:3-Niederlage gegen Kroatien einen kroatischen Fan verprügelt haben. Das berichteten russische Medien am Samstag. Sicherheitsministerin Patricia Bullrich veröffentlichte bei Twitter die Fotos von vier Argentiniern, die bei dem Zwischenfall vor wenigen Tagen im Stadion von Nischni Nowgorod identifiziert worden waren. Nach Angaben des Organisationskomitees gab es sogar sieben Beteiligte. In einem Video einer Überwachungskamera war zu sehen, wie die Fans auf den Mann losgingen. Kurz vor Spielende traten sie auf den bereits am Boden liegenden Fan ein. Andere Fans versuchten, die Männer zu beruhigen. Den Tätern werde absehbar die Fan-ID entzogen, sagte ein Sprecher des Organisationskomitees. Weil der Fan-Pass als Einreiseerlaubnis dient, müssen die Männer Russland dann verlassen. (AT/mc/dpa)
Meinung
Die Behauptung der Regierungsmacht
Von Juan E. Alemann
Der Generalstreik vom letzten Montag hat das Land stillgelegt, wie es bei Ausfall des Personentransports nicht anders sein kann. Der Streik besagt somit gar nichts über den Willen der Arbeitnehmer, der Arbeit einen Tag fernzubleiben. Abgesehen davon streiken Arbeiter normalerweise nur als Druckmittel auf ihr Unternehmen, um Lohnerhöhungen oder sonst etwas durchzusetzen, aber nicht, um gegen die Regierung Stellung zu nehmen, was in das Gebiet der Politik gehört. Die meisten Arbeiter sind ohnehin nicht mit denjenigen einverstanden, die die Initiative für den Streik hatten, nämlich die Anhänger von Cristina Kirchner und die kommunistischen Gruppen, die unter verschiedenen Bezeichnungen auftreten.
Der Streik wurde grundsätzlich mit der Rezession und ihren Begleiterscheinungen, wie gestiegene Inflation, realer Einkommensverlust und Gefährdung von Arbeitsplätzen, begründet, wie wenn die Regierung dies gewollt hätte. Dass das Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds dafür verantwortlich gemacht wurde, ist absurd. Dank IWF wurde die wirkliche Krise, die unmittelbar bevorstand, vermieden.
Dieser Streik stellt die Macht der Regierung in Frage, und wenn Präsident Macri dies nicht begreift, dann wird es ihm schlecht gehen. Er kann jetzt nicht nachgeben, nicht im Geringsten, da dies die Gewerkschafter dann dazu anspornt, ihre Stellung zu verhärten, mit weiteren Streiks oder was immer es sei. Zunächst hat Macri dem Streik keine Bedeutung beigemessen, was richtig war, und auf die Fortführung sektoraler Verhandlungen hingewiesen. Doch das genügt nicht.
Die argentinische Erfahrung ist in dieser Beziehung eindeutig. Als die CGT im Juli 1975 einen Generalstreik gegen die Regierung von Isabel Perón verfügte, brach sie ihr das Genick. Danach kamen Lohnerhöhungen von über fünfzig Prozent, eine nach der anderen, die Inflation wurde sofort dreistellig und endete im März 1976 mit Hyperinflation. Die Gewerkschaftsmacht, die sich stets als peronistisch ausgab, hatte damals das Ende einer peronistischen Regierung herbeigeführt. Unglaublich!
Unter Alfonsín gab es 13 Generalstreiks, und der Präsident gab dabei immer nach, was so weit ging, dass er seinen erfolgreichen Stabilisierungsplan (genannt “Plan Austral”) opferte und dem mächtigen Gewerkschaftler Lorenzo Miguel eine Lohnerhöhung von 35 Prozent zugestand, die Wirtschaftsminister Sourrouille verweigert hatte. Auch das endete mit Hyperinflation (März 1989), und führte zum vorzeitigen Rücktritt des Präsidenten. Mit Menem versuchten es die Gewerkschaften auch, aber es gelang ihnen nicht. Er setzte sie sanft unter Druck und zwang sie, einen Reallohnrückgang und die Entlassung von über 200.000 Arbeitnehmern anlässlich der Privatisierung von Staatsbetrieben hinzunehmen.
Was sollte Mauricio Macri jetzt tun? Als erstes sollte er das Abkommen der Lastwagenfahrer nicht für allgemeingültig erklären, weil es der offiziellen Richtlinie von 15 Prozent, die nachher um fünf Prozentpunkte erweitert wurde, widerspricht. Statt dessen sagen Regierungssprecher, wie Frigerio und Triaca, die 25 Prozent seien in Ordnung. Auch muss versucht werden, dass die bösen Prozesse gegen Moyano voranschreiten, so dass er unter Druck gesetzt wird. Dann muss bestimmt werden, dass der verlorene Arbeitstag nicht bezahlt wird. Für den staatlichen Bereich muss die Zulage bei 15 Prozent verbleiben. Und nicht zuletzt müssten die Zahlungen von Schulden an die gewerkschaftlichen Sozialwerke, die sich in Gang befinden, eingestellt werden. Die Gewerkschafter müssen spüren, dass sie die Regierung bestraft.
Meinung
Im Blickfeld: Bavaria First
Von Stefan Kuhn
Natürlich hat Horst Seehofer Recht - im juristischen Sinne. Dass Deutschland wie vom Innenminister gefordert, Flüchtlinge, die schon in einem anderen EU-Mitgliedsland Asyl beantragt haben, an den Grenzen zurückweist, wurde schon 1990 im Dubliner Übereinkommen festgeschrieben und in die EU-Verordnungen Dublin II (2003) und Dublin III (2013) übernommen. Seehofer besteht im Prinzip nur auf die Durchsetzung europäischen Rechts.
Das Problem ist allerdings, dass dieses Recht nicht funktioniert. Es setzt voraus, dass die Ankunftsstaaten, und das sind vor allem Griechenland, Italien und Spanien, Asylverfahren umsetzen und abgelehnte Bewerber in ihre Heimatländer zurückschicken. Es setzt ebenso voraus, dass die Ankunftsländer an der deutschen Grenze zurückgewiesene Flüchtlinge auch wieder zurücknehmen. Wenn Deutschland seine Grenzen dichtmacht, entsteht ein Dominoeffekt. Die Nachbarstaaten folgen, das Problem endet an den Landesgrenzen der Ankunftsstaaten, und die werden sich wehren. Italiens neuer Innenminister Matteo Salvini von der rechtspopulistischen Lega Nord tut das verbal bereits. Er will „keinen Einzigen mehr aufnehmen“, sagte er in einem Interview mit dem deutschen Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“.
Im Prinzip hat auch Salvini Recht. Natürlich nicht mit seiner menschenverachtenden Wortwahl, er nennt Flüchtlinge „Menschenfleisch“, aber die Ankunftsstaaten gehören zu den wirtschaftlichen schwächeren EU-Staaten. Es wäre fatal für die Europäische Union, die Last auf diese abzuwälzen. Und das täte Seehofer, wenn er seinen Plan verwirklichen würde.
Bei all dieser „Rechthaberei“ geraten die wirklichen Probleme Deutschlands und Europas in den Hintergrund. Der Handelskrieg mit den USA und die Gefahr für den Euro durch die europafeindliche neue Regierung Italiens. Die Zahl der in Deutschland ankommenden Flüchtlinge ist in diesem Jahr drastisch zurückgegangen. Aufs Jahresende hochgerechnet liegt sie deutlich unter der von Seehofer im Koalitionsvertrag festgeschriebenen „Obergrenze“ von jährlich 180.000 bis 220.000. Der Innenminister wirft Nebelkerzen. Deutschlands Flüchtlingsproblem kann man nicht an den Landesgrenzen verorten, es befindet sich bereits im Land. Schleppende Asylverfahren, Schwierigkeiten bei der Rückführung von abgelehnten Asylbewerbern und die Gefahr, die durch eingereiste islamistische Terroristen entstanden ist. Das alles wird noch durch den Medienrummel um straffällig gewordene Flüchtlinge verstärkt.
Seehofers Vorstoß ist purer Aktionismus. Es geht ihm nicht um Deutschland, sondern um Bayern, wo im Oktober Landtagswahlen stattfinden. Dort droht der CSU ein Verlust der absoluten Mehrheit. Dafür riskiert der Parteichef eine nationale Regierungskrise. Man kann sich eigentlich nicht vorstellen, dass Seehofer deswegen die mühsam zustande gekommene Bundesregierung platzen lässt. Aber der Statthalter Bayerns in Berlin hat sich schon zu weit vorgewagt, zurückziehen kann er sich kaum noch. Denn das wäre ein Himmelsgeschenk für die rechtspopulistische AfD bei der Bayernwahl. Der frühere SPD-Chef, Außen- und Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel nennt Seehofers Politik in Anlehnung an Donald Trump treffend „Bavaria First“.
Die Lage ist mehr als angespannt. Merkel könnte durch ihre „Richtlinienkompetenz“ als Kanzlerin ihren Innenminister entlassen. Das wäre angemessen, denn Seehofer, ein Vertreter der kleinsten Regierungspartei, stellt sich ihr entgegen. Dass die Kanzlerin eine europäische Lösung in der Flüchtlingsfrage sucht, ist klug und staatstragend. Ihr geht es nicht um Bayern, sondern um Deutschland. Aber wenn sich diese Lösung auf dem EU-Gipfel am heutigen Freitag nicht abzeichnet, hat sie ein ernstes Problem. Kann sie Seehofer entlassen, weil er auf europäisches Recht pocht? Sie könnte und sollte, aber sie wird es nicht tun. Die Wirkung auf die Wählerschaft wäre fatal, und die seit fast sieben Jahrzehnten bestehende Fraktionsgemeinschaft von CDU und CSU würde zerbrechen. Die CDU würde auch in Bayern zu Wahlen antreten, die CSU bundesweit.
Es gibt natürlich Alternativen, für Merkel sind diese allerdings nicht sonderlich prickelnd. Man könnte die CSU durch die Grünen ersetzen. Politisch würde die Chemie dabei mehr passen als in der derzeitigen Regierung. Doch das würde erneute langwierige Koalitionsverhandlungen bedeuten, die nun wirklich keiner will. Ein Rücktritt Merkels dürfte die Lage kaum entschärfen, denn die Kanzlerin ist noch am ehesten SPD-kompatibel, und die Sozialdemokraten dürften einen Schwenk in der Asylpolitik kaum mitmachen. Von Neuwahlen würde die AfD wohl am meisten profitieren. Zudem hätte die CSU dabei die schlechtesten Karten. Die Bayern wären schuld am Zerbrechen der nach langwierigen Verhandlungen gebildeten Regierung und das wegen einer Petitesse. Ob sich das günstig für die Partei bei den Bayernwahlen auswirkt, darf man bezweifeln.
Ein Ausscheiden der CSU aus der Bundesregierung wäre wünschenswert. Es würde die Parteienlandschaft in Deutschland neu ordnen. Bayern sollte eines von 16 Bundesländern sein und keine Partei. Der Freistaat ist wichtig, aber überrepräsentiert, und es täte der Demokratie in Bayern gut, wenn die CSU die Macht mit einer anderen Partei teilen müsste. Doch dazu wird es wohl nicht kommen. Merkel und Seehofer werden am Sonntag beim Krisentreffen der Union wohl einlenken.
Meinung
Randglossen
Die parlamentarische Abtreibungsdebatte spaltete die Meinungen für und dagegen parteiübergreifend in beiden Kongresskammern, wobei Präsident Mauricio Macri keine eigene Initiative ergriff, was sicherlich eine Seltenheit in der parlamentarischen Geschichte darstellte. Der eintägige Generalstreik vom vergangenen Montag wurde auf Initiative des mächtigen Generalsekretärs der Lastwagenfahrer, Hugo Moyano, durchgesetzt, was in der Folge den Verlust des entsprechenden Tageslohnes mit sich brachte. Arbeitsminister Jorge Triaca unterließ es, den Streik formell für illegal zu erklären, was rechtliche Folgen für die Gewerkschaft haben würde. Leidtragende des Streiks sind Arbeitgeber und -nehmer, indem entsprechend weniger produziert wird und ein Lohnverlust entsteht, derweil Moyano bereits im Visier der Justiz steht, die seine persönliche Bereicherung auf Kosten der Gewerkschaftskasse ermittelt.
Zugegeben, es ist ein Ärgernis. Bei den türkischen Präsidentschaftswahlen hat der Amtsinhaber Recep Tayyip Erdogan im Ausland mehr Stimmen bekommen als in der Türkei. In Deutschland stimmten rund zwei Drittel für den demokratieresistenten Autokraten. In Essen waren es sogar 76 Prozent. Allerdings muss man hier vorsichtig urteilen. Einwanderer bleiben oft Generationen lang mit ihrem Heimatland verbunden. Die Deutschstämmigen in Argentinien sind das glücklicherweise auch. Eine kleine rhetorische Frage relativiert Erdogans Wahlergebnis in Deutschland. Wie hätten die Deutschargentinier bei den Märzwahlen 1933 abgestimmt, wären sie denn wahlberechtigt gewesen? Adolf Hitlers NSDAP kam damals auf rund 44 Prozent der Stimmen. Hätte er in Argentinien nicht mehr bekommen? Ganz abgesehen davon trennen Erdogan und Hitler Welten.
Auch in Österreich hat man so seine Probleme mit den türkischen Wahlen. Dort haben über 70 Prozent der türkischen Wähler für Erdogan und seine AKP gestimmt. Johann Gudenus, der Fraktionschef der rechtspopulistischen FPÖ, hat dabei treffend bemerkt, dass die Erdogan-Wähler in der Türkei besser aufgehoben seien als in Österreich. Wer mag ihm da widersprechen? Vermutlich hätten die Auslandstürken ein ganz anderes Erdogan-Bild, wenn sie in der Türkei leben würden, ihr Maul halten müssten und wirtschaftlich schlechter gestellt wären. Nur ist Gudenus nicht der richtige Mann, um das auszusprechen. Seine Partei ist das österreichische Pendant zur AKP: populistisch und ultranationalistisch. Im Grunde genommen bewundern die österreichischen Rechtspopulisten den türkischen Sultan Erdogan. Er tut, was sie noch nicht tun können.
Wirtschaft
Stark gestiegenes Leistungsbilanzdefizit
Die Leistungsbilanz (Zahlungsbilanz ohne Kapitalübertragungen) weist im 1. Quartal 2018 ein Defizit von u$s 9,61 Mrd. aus, 34% über der gleichen Vorjahresperiode, berichtet die ZB. In 12 Monaten zum März 2018 erreichte das Defizit u$s 34 Mrd., der höchste Fehlbetrag seit der Aufgabe der Konvertibilität Ende 2001. Das macht 5,3% des auf u$s 641 Mrd. berechneten Bruttoinlandsproduktes aus. Doch im 1. Quartal erreichte das Leistungsbilanzdefizit bezogen auf das BIP 6,3%, was eine spürbare Verschlechterung zum Ausdruck bringt. Dennoch: für ganz 2018 rechnen private Ökonomen als Folge der Rezession und der Abwertung (die u.a. zu geringeren Importen und Auslandsreisen führt) mit einem Leistungsbilanzdefizit von u$ 27 Mrd., also weniger als die u$s 31 Mrd. von 2017. Auch das ist untragbar hoch. Dieses Jahr wird ein großer Teil des Defizites mit dem Kredit des IWF gedeckt, was bedeutet, dass der Regierung eine Frist gegeben wurde, um das Problem zu lösen, das nach wie vor ein Damoklesschwert für die argentinische Wirtschaft darstellt.
Dieses Defizit wird mit Aufnahme von Schulden im Ausland gedeckt. Die öffentliche und private Verschuldung gegenüber ausländischen Gläubigern erreichte Ende März 2018 u$a 253,74 Mrd., u$s 19,19 Mrd. mehr als ein Jahr zuvor. Dies finanzierte einen Teil des Defizites der Leistungbilanz der Periode April 2017- März 2018. Der Restbetrag des Defizites der Leistungbilanz, von u$s 14,81 Mrd., und auch die Kapitalflucht, wurde mit Kapitalzufuhr und Reserven der ZB gedeckt. Doch die direkten Kapitalinvestitionen erreichten im 1. Quartal nur u$s 2,42 Mrd. (-u$s 752 Mio. gegenüber dem Vorjahr), während die Anlagen in Wertpapieren (Lebac u.a.) u$s 12,87 Mrd. betrugen. Hier haben sich die anormal hohen Lebac-Zinsen ausgewirkt. Ohne dies wäre die Rechnung nicht aufgegangen, so dass die Krise am Devisenmarkt schon vorher (im 1. Quartal 2018) aufgetreten wäre.
Zurück zur Leistungsbilanz. Im 1. Quartal wies die Handelsbilanz ein Defizit von u$s 1,19 Mrd. aus (+14% gegenüber dem Vorjahr). Der Rest des Defizites der Leistungsbilanz, von u$s 8,42 Mrd. entfällt auf Dienstleistungen, en erster Stelle Auslandstourismus. Für Zahlung von Zinsen wurden u$s 2,59 Mrd. eingesetzt, gegen u$s 1,91 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 28,05, gegen $ 28,48 eine Woche zuvor. In den vorangehenden Tagen lag der Kurs unter $ 28. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 62,99 Mrd., gegen u$s 48,1 Mrd. in der Vorwoche, was sich durch den Beitrag von u$s 15 Mrd. des IWF erklärt, von dem die Hälfte direkt der ZB ausgezahlt wurde, und ein Teil der anderen Hälfte über das Schatzamt auch bei der ZB landete. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.6.19 bei $ 35,85, was einem Jahreszinssatz von 31,24% entspricht. Der Zinsatz für Devisentermingeschäfte ist in den letzten Wochen stark gestiegen.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Abnahme von 10,98%, wobei allein am Dienstag ein Rückgang von 8,9% einsetzte. Die Stimmung an den Finanzmärkten hat sich plötzlich drastisch verschlechtert. Die Rate des Landesrisikos (Differenz der Rendite argentinischer Staatspapiere gegenüber US-Schatzscheinen) ist um 4,8 Prozentpunkte auf 586 Basispunkte (5,86%) gestiegen, und ist jetzt so hoch wie im Oktober 2015, als der Wahlausgang noch nicht entschieden war. Vorher waren die argentinischen Aktien, die an der Börse von New York kotieren, schon stark gefallen, im Laufe des Monats Juni um 15,5% bei YPF, 20,8% bei Corporación América, 30,1% bei Banco Supervielle, 15,9% bei Banco Macro, 14% bei Pampa Energía und weniger in weiteren Fällen.
***
Die argentinischen Staatstitel hatten in einer Woche zum Mittwoch eine unterschiedliche Entwicklung, die im Einzelnen wie folgt war: Argentina 2019: +0,50%; Argentina 2021: +0,75%; Argentina 2025: +1,17%; Argentina 2046: -0,83%; Bonar 2024: -0,38%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 708,68 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 659,53), und bei 24 Karat zu $ 1.009,54 ($ 1.060,80).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 26.5.18 um 36,08%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 38,85% zu. Der Rhythmus der monetären Expansion, der sich bis vor kurzem zwischen 25% und 30% jährlich bewegte, hat stark zugenommen.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 26.6.18 um 40,74% auf $ 2,42 Bio. und die gesamten Pesokredite nahmen um 49,31% auf 1,62 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 17,56% auf u$s 31,31 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 29,58% auf u$s16,37 Mrd. zu. Die Kreditpolitik ist deutlich expansiver geworden.
***
Beim Export von Getreide, Ölsaaten und deren Produkte (Speiseöl, Sojamehl u.a.) stand in den ersten 4 Monaten 2018 die US-Firma Cargill mit 3,76 Mio. Tonnen an erster Stelle, gefolgt von der chinesischen Cofco mit 3,74 Mio. Tonnen. Der hohe Anteil von China an den Käufen dieser Produkte hat sich auch hier ausgewirkt. Vor einigen Jahren war Cofco als lokaler Exporteur unbedeutend. An dritter Stelle folgte Bunge Corp. mit 3,51 Mio. Tonnen. Diese ursprünglich rein argentinische Firma (sie hieß Bunge & Born, und wurde von den Familien Born, in geringeren Ausmaß von der Familie Bunge, und auch von der Familie von Mario Hirsch kontrolliert) hat jetzt ihren Hauptsitz in New York. Danach folgen ADM mit 2,93 Mio. Tonnen, AGD mit 2,36 Mio., LDC Dreyfuss mit 2,30 Mio., Vicentin mit 1,90 Mio., Oleaginosa Moreno mit 1,53 Mio., ACA (der Genossenschaftsverband) mit 1,47 Mio., Molinos Agro mit 1,41 Tonnen, und weitere Firmen mit viel geringeren Mengen.
***
Die vom INDEC erfassten großen Supermarktketten wiesen im April einen Umsatz von $ 21,47 Mio. aus, 17,2% über dem gleichen Vorjahresmonat. Zu konstanten Werten waren es 2,1% unter dem Vorjahr, was zum Teil auf einen Mengenrückgang und zum Teil auf den Übergang auf billigere Marken und Produkte zurückzuführen ist. Ebenfalls sind die Konsumenten in einigen Fällen auf unabhängige Selbstbedienungsläden übergegangen, darunter auch sogenannte chinesische Supermärkte, die in der INDEC-Statistik nicht erfasst werden.
***
Der Umsatz der vom INDEC erfassten Shopping-Centers erreichte im April $ 4,26 Mrd., und lag um 22,1% über dem gleichen Vorjahresmonat. Dabei war die Entwicklung bei den einzelnen Produkten sehr unterschiedlich: Elektrische Haushaltsprodukte, elektronische Produkte und Computer u.dgl. wiesen eine interannuelle Zunahme von 58,1% aus, während Spielzeuge +27,7%, Bekleidung +27,2%, Möbel und andere Haushaltsprodukte +25,4% auswiesen.
***
Im Mai wurden u$s 5 Mio. für Hortungszwecke gekauft, zum größten Teil in Dollarnoten, aber auch durch Überweisungen. Doch es wurden auch u$s 1,56 Mrd. verkauft, so dass ein Nettobetrag von u$s 3,44 Mrd. verbleibt. Bei den Dollarkäufen handelt es sich um leicht über eine Million Einzelkäufe, wobei u$s 1,55 Mrd. auf Beträge unter u$s 10.000 entfielen.
***
Die Handelsbilanz wies im Mai ein Defizit von u$s 1,28 Mrd. aus, 123% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Die Importe nahmen im interannuellen Vergleich um 6,3% zu, während die Exporte als direkte Folge der Dürre um 6% zurückgingen. Das Defizit der Handelsbilanz erreichte in 5 Monaten 2018 u$s 4,69 Mrd., 151% mehr als im Vorjahr. Dieses Defizit wäre laut INDEC noch um u$s 1,37 Mrd. höher gewesen, wenn die Preise der Exportprodukte nicht um 8% gestiegen wären, wie es der Fall war.
***
Das Steueramt hat ein besonderes System in Gang gesetzt, um die Metzger zu erfassen. Mario Ravettino, Präsident des Rindfleischexportkonzerns ABC, hat die Steuerhinterziehung der Metzger auf umgerechnet u$s 1 Mrd. pro Jahr geschätzt. Miguel Schiaritti, Vorsitzender des Verbandes CICCRA, erklärte, 80% der Metzger im Raum von Groß-Buenos Aires seien nicht einmal eingetragen. Viele andere, die als Einheitssteuerzahler eingetragen sind, gehören nicht in diese Kategorie. Durch Beschluss 4256 hat die AFIP jetzt eine elektronisches Dokument (“remito electrónico”) geschaffen, das für den Transport von Rindfleisch obligatorisch ist, um auf diese Weise die ganze Handelskette beim Rindfleisch zu erfassen. Vertreter der Metzger weisen darauf hin, dass das Problem in der provinziellen Bruttoumsatzsteuer besteht, die allgemein unbezahlbar hoch sei und auf ein vernünftiges Maß gesenkt werden sollte. Wenn die unabhängigen Metzger steuerlich erfasst werden, dann begünstigt dies die Supermärkte, die keine Steuern hinterziehen können.
***
Die Produktion von Biodieselöl (Dieselöl auf der Grundlage von Sojaöl) wurde in Argentinien im Jahr 2007 begonnen, und erreichte 2017 2,9 Mio. Tonnen, wobei die Kapazität der 37 Fabriken, die für diesen Zweck errichtet wurden, 4,4 Mio. Tonnen beträgt. Von der Produktion des Jahres 2017 wurden 1,65 Mio. Tonnen exportiert und 1,17 Mio. Tonnen dem lokal konsumierten Dieselöl beigemischt, das 10% Biodieselöl enthalten muss. Der Export stößt dieses Jahr auf den neuen Antidumpingzoll der USA, so dass mit einem Rückgang von bis zu 30% gerechnet wird. Auch in der EU bestehen Hindernisse für den Import von Biodieselöl.
***
Die verschiedenen Verbände der Rindfleischindustrie rechnen für dieses Jahr mit Rindfleischexporten von 400.000 Tonnen, doppelt so viel wie 2015. Es wurde auch darauf hingewiesen, dass das gesamte Angebot von Rindfleisch, Schweinefleisch, Schaffleisch und Hühnerfleisch ab 2014 um eine Million Tonnen gestiegen sei, was jetzt einen Konsum pro Einwohner von 120 kg pro Jahr erlaubt.
***
Im Rahmen des sogenannten Procrear-Programmes, das sich auf Kredite für Eigenwohnungen bezieht und aus der Regierung von Cristina Kirchner stammt, wurden 2018 insgesamt Kredite von $ 38 Mrd. erteilt, geht aus offiziellen Quellen hervor. Der Gesamtbetrag schließt die Teilbeträge ein, die die Banken, der Bundesstaat und die Empfänger der Kredite beisteuern. Von den gesamten Hypothekarkrediten entfallen 30% auf das Procrear-Programm. 60% des Kreditbetrages entfällt auf staatliche Banken, an erster Stelle die Banco Nación. Die Kredite werden mit dem UVA-Index berichtigt. Unter der Macri-Regierung wurde das System der Verlosung der Kreditzuteilung aufgegeben und durch ein Punktsystem ersetzt, das an erster Stelle auf dem Familieneinkommen und der Zusammensetzung der Familie beruht. Ab April, als die Krise auf dem Devisenmarkt einsetzte, ging die Nachfrage nach diesen Krediten um ca. 20% zurück.
***
Der neue Produktionsminister, Dante Sica, hatte am Montag ein Frühstück mit dem Vorstand der argentinischen Handelskammer und dann ein Mittagessen mit dem des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina”. Er stellte dabei ein trübes Szenarium für die nächsten Monate in Aussicht, das mit Notmaßnahmen gemildert werden soll. So soll u.a. das Programm Ahora 12, das für Kredite für den Kauf von dauerhaften Konsumgütern bestimmt ist, erneuert und eventuell erweitert werden. Sica wies auch darauf hin, dass die Lohnabschlüsse zu 15% keine Geltung mehr hätten, wobei Macri ohnehin diese Grenze um 5 Prozentpunkte erhöht habe. Sica erwähnte auch, dass er eine Arbeitsgruppe schaffen wolle, die sich mit Konkurrenzfähigkeit und Vereinfachung beim Export befasst.
***
Die führende Lebensmittelfirma Molinos Rio de la Plata (die Gregorio Perez Companc in den 90er Jahren von Bunge & Born gekauft hat), wurde vom Handelssekretariat gezwungen, ihre Teigwarenmarke Vizzolini zu verkaufen. Molinos hat bei trockenen Teigewaren einen Anteil von ca. 50%, mit dem Marken Matarazzo, Lucchetti, Don Vicente, Terrabusi und Vizzolini. 2014 hatte Molinos von der Firma Mondelez, mit Fabrik in Tres Arroyos, Provinz Buenos Aires, die Marken Vizzolini, Canale, Don Felipe und Terrabusi (für 30 Jahre) für $ 156 Mio. (von damals) übernommen. Das Handelssekretariat intervenierte damals nicht. Jetzt hat die Nationale Kommission für Konkurrenzschutz den Verkauf einer Marke angeordnet, was von der Firma angenommen wurde. Käufer der Marke ist die Firma Bonafide, die bisher nur auf dem Gebiet des Kaffees und der Schokolade tätig war, und der chilenischen Carossi gehört. Die Marktbeherrschung durch Molinos Rio de la Plata ist bei trockenen Teigwaren in Wirklichkeit geringer, weil diese auch den frischen konkurrieren, die in unzähligen Lokalen in großen Mengen verkauft werden.
***
Die wirtschaftliche Tätigkeit verzeichnet im Mai einen Rückgang von 2,8%, hat die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner ermittelt. Dies ist hauptsächlich auf die geringe Ernte von Mais und Sojabohne zurückzuführen, eine direkte Folge der Dürre des vergangenen Sommers. Dennoch lagen die ersten 5 Monate 2918 um 2,2% über dem Vorjahr.
***
In den ersten 4 Monaten 2018 wurden 1,8 Tonnen Weizen in den lokalen Mühlen gemahlen, die höchste Menge ab 2012, berichtet das Landwirtschaftsministerium. 2017 wurden 5,9 Mio. Tonnen Weizen gemahlen und 4,6 Mio. Tonnen Mehl erzeugt. Das Mehl wird für die Erzeugung von Brot und Teigwaren verwendet. Die hohe Mehlproduktion dieses Jahres reimt sich nicht mit einem angeblich geringeren Konsum zusammen. Eventuell hat ein Übergang von teureren Nahrungsmitteln auf Teigwaren stattgefunden.
***
Der Nahrungsmittelkorb, den eine Familie für ihre Ernährung benötigt, stieg gemäß dem Wirtschaftsinstitut FIEL in der Stadt Buenos Aires im Mai um 2,9%, so dass die Zunahme in 12 Monaten zum Mai 21,4% erreichte. Eine Person brauchte für ihre Ernährung im Mai mindestens $ 2.236.
***
Der anerkannte Spezialist auf dem Gebiet des Arbeitsrechtes, Julián de Diego, hat den Generalstreik vom Montag eindeutig als illegal eingestuft. Ein Streik müsse vier Bedingungen erfüllen, um legal zu sein: 1. Er muss von einer Gewerkschaft verfügt worden sein, wegen einer Forderung, die nicht erfüllt wird; 2. Die Begründung des Streiks muss alle betreffen, die vom Streik erfasst werden; 3. Den Mitgliedern der Gewerkschaft muss erlaubt werden, zu arbeiten; 4. Die gesetzlichen Verfahren, nämlich die Vermittlung (“mediación o concililiación voluntaria u obligatoria”), müssen erfüllt werden. Keine dieser Bedingungen wurde am Montag erfüllt, so dass der Generalstreik verfassungswidrig war. In vielen Fällen wurden Unternehmen und Arbeiter, die sich nicht dem Streik angeschlossen haben, direkt von Gewerkschaftern bedroht, und es wurde auch Schaden angerichtet. All das ist strafbar.
***
Der EMAE-Index des INDEC (“Estimador mensual de la actividad económica”), der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, ergibt im April eine Abnahme von 2,7% gegenüber März 2018 und von 0,9% gegenüber April 2017. Es ist die erste Abnahme seit Februar 2017 (-2,1%). Im 1. Quartal 2018 hatte dieser Index noch starke Zunahmen verzeichnet (Trotz der Dürre!): Januar: +4,1%, Februar: 4,9%; März 2%. Die interannuelle Entwicklung weist im April große Unterschiede auf. Während der landwirtschaftliche Bereich eine Abnahme von 30,8% aufweist, weist die Fischerei eine Zunahme von 10,8% aus, die Bauwirtschaft eine von 10,2%, die Finanzvermittlung eine von 9,4%, der Bergbau eine von 5,9%, der Handel eine von 5,5%, der Immobilienhandel eine von 5%, die Industrie eine von 3,1%, Strom, Gas und Wasser eine von 2,8% und Hotels und Restaurants eine von 1,5%. Ohne die Wirkung der anormal intensiven Dürre des letzten Sommers hätte der EMAE-Index somit eine Zunahme ausgewiesen.
***
Das Direktorium der staatlichen Nachrichtenagentur Telam teilt mit, dass 350 Angestellte (ca. 35% der Belegschaft) entlassen wurden, mit Zahlung der entsprechenden Entschädigung. Im Jahr 2003 zählte die Agentur mit 479 Angestellten, im November 2015 mit 926. 6 von 10 der neu eingestellten Arbeitnehmer wurde für journalistische Tätigkeiten eingesetzt, wobei die meisten jedoch weder die notwendige Ausbildung noch Erfahrung auf diesem Gebiet hatten. Sie befassten sich unter der Kirchner-Regierung hauptsächlich mit Regierungspropaganda.
***
Die Beschäftigung in der Bauwirtschaft lag im April 2018 um 8,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber 0,2% unter März 2018, ergibt sich aus Daten des Institutes für Statistik und Registrierung der Bauwirtschaft (IERIC). Insgesamt waren es 425.655 Arbeiter. Der durchschnittliche Lohn betrug $ 19.441, 39% über dem Vorjahr und 3,4% über dem Vormonat.
***
Die ZB hat beschlossen, den Zinssatz für kurzfristige Lebac bei 40% zu belassen. Außerdem wird sie weiter Lebac auf dem sekundären Markt kaufen.
***
Präsident Mauricio Macri empfing am Dienstag die belgische Prinzessin Astrid, die eine Gruppe Unternehmer ihres Landes leitet, die nach Argentinien gekommen sind, um Handels- und Investitionsmöglichkeiten auszukunden. Bisher wurden schon zehn Abkommen unterzeichnet, das wichtigste davon zwischen der Firma Jande Nul (die die Baggerung auf dem Paraná-Fluss in Konzession betreibt), mit dem Konzern, der den Hafen von Queuquén betreibt.
***
Am Dienstag wurden vier Verträge über erneuerbare Energien unterzeichnet, die insgesamt eine Kapazität von 259,4 MW schaffen sollen. Es handelt sich um drei Anlagen von Windkraftwerken in Chubut und eines für Biomasse in Tucumán, wo es um die Verwertung von Zuckerrohrbagasse geht. Die Windparks entfallen auf die Unternehmen Enel Green Power Argentina und Genneia, und das Projekt über Biomasse entfällt auf Biomasa La Florida.
***
Der Stromtarif liegt gegenwärtig nur in den Provinzen Formosa, Corrientes und La Rioja unter dem von Groß-Buenos Aires. In Santa Fé und Córdoba, wo der Tarif unter der Regierung von Cristina Kirchner etwa zehn Mal so hoch wie in der Bundeshauptstadt und Umgebung war, ist er jetzt immer noch doppelt so hoch.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der brasilianische Senat hat das Abkommen mit Argentinien über Vermeidung der Doppelbesteuerung genehmigt, das sich auf Dienstleistungen und Exporte von Software bezieht. Dies begünstigt 46.000 argentinische Unternehmen, die insgesamt für u$s 6,8 Mrd. pro Jahr exportieren. Allein für die argentinischen Software-Unternehmen bietet sich jetzt die Möglichkeit hoher zusätzlicher Exporte nach Brasilien, die in der Branche auf bis zu u$s 12 Mrd. geschätzt werden.
***
Die deutsche Industrie fordert von der Bundesregierung wegen des Zollkonflikts mit den USA, rasch ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und Südamerika abzuschließen. „Durch den Abbau von Zöllen würden europäische Unternehmen dabei jährlich mehr als E 4 Mrd. einsparen“, sagte der Präsident des Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI), Dieter Kempf, der Deutschen Presse-Agentur. Seit 1999 wird über eines der größten Freihandelsabkommen der Welt zwischen der Europäischen Union und dem südamerikanischen Mercosur-Bund diskutiert, aber immer wieder stockten die Verhandlungen, vor allem wegen des Streits über den Agrarsektor. (dpa)
***
China hat im Jahr 2017 direkte Investitionen in Lateinamerika für ca. u$s 25 Mio. durchgeführt, wie es offizielle Stellen ermittelt haben. Davon entfallen 56% auf Brasilien, 26,7% auf Peru, 5,6% auf Mexiko, 4,6% auf Argentinien, 3,7% auf Bolivien, und 2,8% auf Chile. 24,5% der Investitionen entfielen auf Bergbau, und 22,7% auf Erdöl und Gas.
***
In Brasilien weist die Leistungsbilanz im Mai einen Überschuss von u$s 729 Mio. aus, gegen einen von u$s 2,75 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat. Die Handelsbilanz wies im Mai 2018 einen Überschuss von u$s 5,56 Mrd. aus (+u$s 21,92 Mrd. in 5 Monaten 2018), aber die Dienstleistungsbilanz schloss mit einem Minus von u$s 2,73 Mrd., (-u$s 13,62 Mrd. in 5 Monaten 2018). Da die Kapitalbilanz im Mai auch stark negativ war, ergab sich bei der Zahlungsbilanz im Mai ein Defizit von u$s 2,33 Mrd (-13,43 Mrd. in 5 Monaten).
***
In Venezuela besteht akuter Mangel bei der Zufuhr von fließendem Wasser in Caracas u.a. Städten. Die Haushalte erhalten nur während einigen Stunden Wasser, gelegentlich ganze Tage nicht. Wohlhabende Haushalte haben in vielen Fällen schon Bohrungen für Wasser (meistens auf 80 Meter Tiefe) verpflichtet, so dass sie das Problem mit eigener Versorgung lösen. Das dehnt sich immer mehr aus.
***
Wirtschaftsübersicht
Eine schwierige Gegenwart und gute Zukunftsaussichten
Von Juan E. Alemann
Die argentinische Wirtschaft ist von einem Wachstum von über 3% in den ersten Monaten 2018 auf einen BIP-Rückgang übergegangen, der voraussichtlich im 2. Halbjahr sehr stark auftreten wird. Die Inflation ist sprunghaft gestiegen, dürfte im Juni weit über 3% liegen, und droht jetzt, im ganzen Jahr um die 30% zu erreichen, also doppelt so viel wie ursprünglich offiziell vorgesehen war. Das Realeinkommen der Bevölkerung ist gefallen, was sich sofort negativ auf den Massenkonsum ausgewirkt hat, und die sozialen Konflikte haben zugenommen.
Hugo Moyano, der mächtige Gewerkschafter der Lastwagenfahrer, hat eine Lohnerhöhung von 25% durchgesetzt und somit die Richtlinie der Regierung, von 15%, mit einem Schlag vernichtet. Jetzt sehen alle Gewerkschaften diese 25% als neue Richtlinie an, die zu einer höheren Inflation beiträgt. Zu all dem ist am Montag noch der Generalstreik hinzugekommen, der das Land lahmgelegt und beiläufig wirtschaftlichen Schaden angerichtet hat, den Regierungsökonomen auf eine Größenordnung von einer Milliarde Dollar beziffert haben. Auch das wirkt hemmend auf die Konjunktur. Präsident Macri hat eine mehrfache Schlappe erlitten. Seine Autorität und seine Fähigkeit, die Lage zu beherrschen, wurde in Frage gestellt.
Doch auf der anderen Seite gab es sehr viele wichtige positive Nachrichten. Dass der Internationale Währungsfonds Argentinien großzügig unterstützt hat, hat eine besondere Bedeutung. Einmal zeigt dies, dass Argentinien mit der Unterstützung und dem guten Willen der fortgeschrittenen Staaten zählt, und dann bedeutet das Abkommen, dass die tiefe Krise, die unmittelbar bevorstand, vermieden wurde, und somit ein neuer Aufschwungszyklus in Aussicht steht, der eventuell noch in diesem Jahr beginnt. Allein die allgemeine Überzeugung, dass die Regierung jetzt den Devisenmarkt beherrschen kann, so dass kein Kurssprung in Aussicht steht, wirkt beruhigend und ändert allgemein das Verhalten von Unternehmern und Konsumenten.
Dass dann gleich danach die Neueinstufung Argentiniens durch Morgan Stanley Capital International (MSCI) hinzukam, von “Grenzland” auf “Schwellenland”, hat das Bild abgerundet. Argentinien kann jetzt international als ein Land betrachtet werden, das noch Schwierigkeiten hat, sich jedoch auf dem Weg befindet, diese zu überwinden. Investment-Fonds sind jetzt nicht mehr behindert, argentinische Wertpapiere (Aktien, Obligationen u.a.) zu kaufen. Angeblich stehen schon an die u$s 4 Mrd. für diesen Zweck bereit.
Dies hat sich sofort auf dem Finanzmarkt ausgewirkt. Das Schatz- und Finanzministerium konnte Staatstitel für u$s 4 Mrd. unterbringen, zum Teil in Dollar und zum Teil in Pesos. Noch einige Tage vorher wäre dies kaum möglich gewesen, auf alle Fälle nicht zu den relativ günstigen Bedingungen, die jetzt erreicht wurden. Mit den u$s 15 Mrd., die der IWF gleich nach der Genehmigung des Abkommens (am 20. Juni) überwiesen hat, wurde die finanzielle Lücke geschlossen. Die Regierung beherrscht die Lage und kann somit normal vorgehen. Präsident Macri steht jetzt unter Zugzwang. Es wäre schlimm, wenn er die Welt enttäuscht, die Argentinien jetzt wie den verlorenen Sohn der Bibel behandelt, der zurückgekommen ist.
Fast gleichzeitig wurde bekanntgegeben, dass das primäre Defizit der Staatsfinanzen im Mai um 71,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag. Die Staatsausgaben sind real stark zurückgegangen, während die Steuereinnahmen über der Inflation zunahmen. Die Beherrschung der Staatsfinanzen ist somit nicht nur ein frommer Wunsch, sondern eine Tatsache, wobei Minister Dujovne ständig einzelne Fortschritte auf diesem Gebiet erreicht. Die hohe Zinslast dürfte jetzt dank Ersatz teurer Verschuldung durch die billigere gegenüber dem IWF zurückgehen. Auch bei den Steuereinnahmen gibt es einen Durchbruch, mit neuen Programmen, von denen die Erfassung der Rindfleischwirtschaft mit einem neuen Kontrollsystem, das schon weitgehend eingesetzt worden ist, hervorgehoben werden muss. Es geht hier um die eine Hinterziehung, die gesamthaft, also vom Landwirt bis zum Metzger, nicht unter u$s 2 Mrd. jährlich liegt.
Besonders wichtig ist auch der Beginn der öffentlichen Bauten (in diesem Fall Autobahnen und Straßen) mit dem System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit, benannt PPP (“participación público privada”). Sechs Objekte, die insgesamt eine Investition von ca. u$s 6 Mrd. darstellen, wurden in der Vorwoche zugeteilt, so dass der Bau unmittelbar beginnt. Es handelt sich um eine revolutionäre Neuerung. Wichtiger als der finanzielle Beitrag, den die Privatunternehmen leisten, ist die Tatsache, dass der Bau mit diesem System beschleunigt, effizienter vollzogen und real verbilligt werden kann. Die traditionelle Verzögerung beim Bau von Infrastrukturprojekten hat das Land jährlich Milliarden Dollar gekostet, die mit dem neuen System gespart werden. Dass es noch Probleme geben wird, ist unvermeidlich. Das ist bei revolutionären Reformen immer so.
Abgesehen von dieser Revolution schreiten die öffentlichen Bauten allgemein zügig voran, nachdem die Kirchner-Korruption und Unordnung ausgemerzt wurde. Immer mehr Objekte (Straßen, Wasserleitungen, Kraftwerke, Stromverteilungsnetze u.a.) werden nach und nach fertig und tragen zur wirtschaftlichen Leistung bei.
Auf dem Gebiet der Erdöl- und Gaswirtschaft ist sehr viel los. Es wird viel investiert, vor allem im Gebiert von Vaca Muerta, und es besteht die Aussicht auf eine starke Produktionszunahme, so dass binnen weniger Jahre der Import entfällt. Der Schaden, den die Kirchners auf diesem Gebiet angerichtet haben, war enorm, und konnte nicht sofort behoben werden. Doch jetzt zeigt sich das Licht am Horizont.
Die Dürre vom letzten Sommer, die dem Land einen Ernteverlust von ca. 30 Mio. Tonnen gekostet hat, was zur Krise auf dem Devisenmarkt beigetragen hat und im hohen Mai-Defizit der Handelsbilanz zum Ausdruck gekommen ist, wird 2018/19 voraussichtlich durch eine Rekordernte von Getreide und Ölsaat von 135 Mio. Tonnen abgelöst, über 30 Mio. Tonnen über dem Vorjahr, die einem Wert von etwa u$s 10 Mrd. entsprechen. Beim Weizen ist die Saatfläche schon gestiegen, und der landwirtschaftliche Boden enthält schon genügend Feuchtigkeit, um hohe Erträge sicherzustellen. Außerdem haben die Landwirte mehr Düngemittel pro Hektar eingesetzt. Beim Weizen wurde schon die Hälfte der vorgesehenen Fläche gesät. Bei den anderen Kulturen, an erster Stelle Mais und Sojabohne, bei denen die Aussaat später beginnt, wird damit gerechnet, dass sich das Weizen-Szenario wiederholt. Hinzu kommt dann noch, dass dieses Jahr ein hoher Rindfleischexport stattfindet, von geschätzten 400.000 Tonnen, in dem eine deutliche Erholung zum Ausdruck kommt, nachdem dieser Export unter den Kirchners auf ca. 200.000 Jato gefallen war.
Auf industriellem Gebiet geschieht auch viel, auf alle Fälle unverhältnismäßig mehr als sich die Öffentlichkeit bewusst ist. Es gibt sehr viele kleinere (und auch nicht so kleine) Investitionen, von denen viele durch die technologische Revolution unserer Zeit bedingt sind. Die Unternehmer stehen gewissermaßen unter Investitionszwang.
Wenn man die positiven und die negativen Faktoren gegenüberstellt, gelangt man zum Schluss, dass kurzfristig die negativen, aber mittel- und langfristig die positiven überwiegen. Im Gegensatz zu den Kirchners, die der unmittelbaren Entwicklung Vorrang gaben (was zum populistischen Konzept gehört), betont Macri, dass es um einen dauerhaften Fortschritt geht, bei dem gelegentlich der Gegenwart Opfer aufgebürdet werden. In der Tat befindet sich Argentinien auf diesem Weg, und das sollte bei Beurteilung der gegenwärtigen Schwierigkeiten nicht vergessen werden.
Wirtschaftsübersicht
Die Arbeitslosigkeit bleibt hoch
Von Juan E. Alemann
Die Arbeitslosigkeit lag im 1. Quartal 2018 bei 9,1% der aktiven Bevölkerung (diejenigen, die arbeiten, plus diejenigen, die sich um eine bezahlte Arbeit bemühen), gegen 9,2% im Vorjahr, und 7,2% im 4. Quartal 2017. Das ist ein sehr hoher Koeffizient, bedenkt man, dass die sogenannte “friktionelle” Arbeitslosigkeit (die diejenigen erfasst, die ihren ersten Arbeitsplatz suchen oder ihre Stelle wechseln oder die Arbeitsmöglichkeit, die ihnen geboten wird, nicht annehmen) bei 4% bis 5% liegt. Ebenfalls muss noch Folgendes berücksichtigt werden:
- Das Statistische Amt betrachtet nur diejenigen als Arbeitslose, die sich um einen bezahlten Arbeitsplatz bemühen. Doch viele Arbeitslose haben die Suche aufgegeben, weil sie die Erfahrung haben, dass sie dabei lange Schlange stehen müssen und dann doch nicht angestellt werden. Sie erwarten eben, dass ihnen ein Freund eine Stelle vermittelt. Diese Menschen sind aber im Wesen auch arbeitslos, so dass der Koeffizient bestimmt um über einen Prozentpunkt höher liegt.
- Die Arbeitslosigkeit liegt schon seit vielen Jahren über 8%, was bedeutet, dass es immer mehr Langzeitarbeitslose gibt, die das eigentliche soziale Problem darstellen. Eine Arbeitslosigkeit von sechs Monaten ist keine Tragödie, wohl aber eine von zwei und mehr Jahren. Dies wird vom INDEC nicht gemessen.
- Die Arbeitslosigkeit liegt bei jungen Menschen bis zu 29 Jahren weit über 9,1%, was dazu führt, dass es für viele Menschen dieser Kategorie zunehmend schwieriger wird, einen Arbeitsplatz zu erhalten. Wer nimmt schon einen Menschen von 29 Jahren, der noch nie gearbeitet hat?
- Es besteht auch eine hohe Unterbeschäftigung, die 9,8% der aktiven Bevölkerung ausmacht, knapp unter dem Vorjahr. Diese Kategorie umfasst diejenigen, die unter 35 Wochenstunden arbeiten, aber länger arbeiten wollen. Dabei arbeiten viele nur wenige Stunden pro Woche, so dass sie im Wesen auch Arbeitslose sind. Man kann gut zwei Prozentpunkte dieser Kategorie zu den Vollarbeitslosen hinzurechnen. Allerdings sollte man auch berücksichtigen, dass viele, die sich als Vollarbeitslose ausgeben, eine (schwarze) Teilzeit- oder Gelegenheitsbeschäftigung haben, so dass sie, streng genommen, in die Kategorie der Unterbeschäftigten gehören.
- Die aktive Bevölkerung macht in Argentinien nur 46,7% aus, gegen 45,6% im Vorjahr. Dieser Sprung um 1,1 Prozentpunkte hätte zu einer stärkeren Abnahme der Arbeitslosigkeit führen sollen, als sie das INDEC ausweist. Aber auch mit der Zunahme ist der Koeffizient für Argentinien anormal niedrig. In vergleichbaren Ländern liegt er über 50% und in fortgeschrittenen über 60%. Dies bringt die Tatsache zum Ausdruck, dass viele Menschen, die eine bezahlte Arbeit haben sollten, nicht arbeiten, sei es, weil es sich nicht lohnt oder eben weil sie keine Möglichkeit haben, eine Stelle zu erhalten. Man kann somit auch hier gut zwei Prozentpunkte zur Arbeitslosigkeit addieren.
- Schließlich muss noch darauf hingewiesen werden, dass über 40% der Beschäftigten ganz oder zum großen Teil schwarz arbeitet, davon viele im Abhängigkeitsverhältnis und viele als Selbstständige. Es handelt sich hier um eine Beschäftigung niedriger Qualität, weil diese Menschen vom Pensionssystem, von der Gesundheitsversorgung und der Arbeitsrisikoversicherung ausgeschlossen sind. Die Schwarzarbeit wird vom INDEC mit 33,2% angegeben, gegen 33,3% im Vorjahr. Doch das umfasst nur diejenigen, die voll schwarz arbeiten, fast alle im Abhängigkeitsverhältnis, und nicht die vielen Selbstständigen, die ganz oder zum allergrößten Teil schwarz tätig sind. Mit diesen gelangen wir auf gut 40% der aktiven Bevölkerung. Bei der Schwarzarbeit ergibt sich für die Regierung das Problem, dass bei einer effektiven Bekämpfung dieses illegalen Zustandes die Arbeitslosigkeit zunimmt, was die Regierung auf alle Fälle vermeiden will. Eventuell ist deshalb die Kontrolle so mild.
Die Statistik der Arbeitslosigkeit ergibt sich aus einer Erhebung bei ca. 10.000 Haushalten in 31 städtischen Ballungsgebieten, und das Ergebnis wird dann auf das ganze Land hochgerechnet. Im ganzen Land gibt es schätzungsweise etwa 10 Mio. Haushalte, so dass die Hochrechnung von eins auf tausend geht. Das ist statistisch nicht zulässig. Zum zweiten sind die Umstände in den großen städtischen Gebieten ganz anders als auf den ländlichen und den kleinen Dörfern. Bei der Landwirtschaft wird ohnehin unregelmäßig gearbeitet, nämlich sehr viel in Zeiten der Aussaat und der Ernte, und wenig dazwischen. Außerdem beschäftigen sich viele mit der Schaffung ihrer eigenen Ernährungsgrundlage, mit Gemüsegärten, Hühnerzucht und gelegentlich auch Schweinezucht für die Eigenversorgung. Diese Arbeit wird vom INDEC nicht erfasst.
Allein, auch wenn man dabei zum Schluss gelangt, dass die “kritische” Arbeitslosigkeit, bezogen auf das ganze Land, geringer ist, als sie sich aus der offiziellen Statistik und den einzelnen Umständen ergibt, die wir oben aufgezählt haben, besteht ein bedeutendes soziales Problem, das von der Regierung viel zu wenig berücksichtigt wird. Laut INDEC entfallen 70,1% der aktiven Bevölkerung, die 12,93 Mio. Menschen ausmacht, auf Personen, die eine feste Beschäftigung haben und keine andere suchen. Von den restlichen 29,9% entfallen 9,1% auf Vollarbeitslose, 5,5% auf Arbeitslose, die keine Arbeit suchen, und 15,3% auf Unterbeschäftigte und Beschäftigte, die einen anderen Arbeitsplatz suchen. Der Prozentsatz von fast 30% der aktiven Bevölkerung, die ein Beschäftigungsproblem hat, ist sehr hoch. Auch wenn es schließlich nur 20% wären, weil die Hochrechnung zu einer übertriebenen Zahl führt, sind es zu viele.
Um mehr Arbeitsplätze zu schaffen, muss als erstes die Arbeitsgesetzgebung geändert werden. Die Wirtschaft bietet gute und weniger gute Arbeitsplätze, auch stabile und solche, die es im Prinzip nicht sind. Als erstes müsste die Periode, während der es keine Entlassungsentschädigung gibt, von drei Monaten auf zwei Jahre verlängert werden. Als zweites müsste für diejenigen, die ihre erste Beschäftigung erhalten, bestimmt werden, dass es für sie für zwei Jahre keine Abgaben für das Pensionssystem gibt. Als drittes muss es für Arbeitnehmer, die als Lehrlinge eingestuft werden, die Möglichkeit niedrigerer Löhne geben, abgesehen davon, dass es einer Regelung für Praktikanten bedarf. Dabei sollte auch das deutsche duale System als Vorbild genommen werden. Und schließlich muss die Ausbildung in den Sekundarschulen den Anforderungen der Unternehmen angepasst werden, da die technologische Revolution dazu geführt hat, dass besondere Kenntnisse gefordert werden. In vielen Fällen können Arbeitsplätze deshalb nicht besetzt werden.
Die Macri-Regierung ist bei mehreren Projekten in Richtung Erleichterungen für zusätzliche Arbeitnehmer, vor allem jugendliche, von Anfang an im Parlament gescheitert. Die Opposition steht auf diesem Gebiet unter dem Druck der Gewerkschaften, die sich nur um die Erhaltung der bestehenden Arbeitsplätze und des Reallohnes bemühen, aber kein Interesse an den Arbeitslosen haben. Präsident Macri muss eben die Vollbeschäftigung als oberstes Ziel seiner Sozialpolitik aufstellen, die Priorität dieses Zieles vor anderen deutlich hervorheben und auch diejenigen, die sich den notwendigen Reformen widersetzen, für die hohe Arbeitslosigkeit verantwortlich machen. Die Regierung hat es bisher nicht verstanden, dieses Thema politisch zu kleiden und die Gewerkschaften in die Enge zu treiben. Im Gegenteil: Auch die Regierungssprecher betonen die These, dass die Schaffung von Arbeitsplätzen von Investitionen abhängt. Das stimmt nur halbwegs, da viele Investitionen in technologisch fortgeschrittenen Maschinen und Produktionsverfahren menschliche Arbeit ersetzen. Es geht zunächst um die Auslastung bestehender brachliegender Kapazitäten und die Nutzung möglicher Arbeitsplätze, die mehr Flexibilität erfordern.
Die Beschäftigung wurde unter der Macri-Regierung nur einigermaßen erhalten, weil die Bauwirtschaft einen bedeutenden Impuls erhielt. Private Bauten wurden durch Hypothekarkredite angeregt, die mit dem neuen System der mit dem UVA-Index berichtigten Kredite einen großen Impuls erhielten. Doch jetzt ist hier eine Pause eingetreten. Und bei öffentlichen Bauten wurden mehr Mittel eingesetzt und dabei auch tatsächlich mehr erreicht, weil die Zusatzkosten weggefallen sind, die durch die Korruption und Unordnung der Kirchner-Regierungen entstanden. Doch jetzt soll im Rahmen der mit dem IWF vereinbarten Kürzung der Staatsausgaben auch der für öffentliche Bauten vorgesehene Betrag stark verringert werden. Das müsste jetzt mit den Infrastrukturinvestitionen ausgeglichen werden, die im Rahmen des PPP-Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit vollzogen und privat finanziert werden. Die Regierung muss dabei darauf bestehen, dass die Kredite, die die Privatunternehmen aufnehmen, die vom Staat garantiert werden, der schließlich auch die Rückzahlung übernimmt (sofern diese nicht mit Mautgebühren erfolgt), deshalb nicht als staatlich gebucht werden. Denn dann müssten auch die PPP-Projekte beschränkt werden. Und das wäre für die Beschäftigung verhängnisvoll.